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Begründung:  

Die Primarschule ist durch die integrative Schulung der Kinder stark gefordert. Obwohl viele Lehrpersonen das 
Prinzip der Integration unterstützen, weisen sie darauf hin, dass das System in der Praxis ganze Klassen an die 
Grenzen bringe. Die Integrative Schule kann sich auch in ihr Gegenteil verkehren, indem Schüler innerhalb der 
Klasse zum Sonderfall abgestempelt und dadurch separiert werden. Erfahrungen in vielen Kantonen zeigen, dass 
das Modell der Integrativen Schule für die einzelne Lehrperson sowie für die beteiligten Kinder sehr anspruchsvoll 
ist und mehr finanzielle Mittel beansprucht, als das alte Modell.  

Wie kaum ein anderer Kanton hat Basel-Stadt spezialisierte Förderklassen wie etwa die Einführungs- und 
Fremdsprachenklassen oder spezialisierte Schulen wie die Angebote der Gehörlosenschule oder der 
Tagesschule Münchenstein abgeschafft oder stark herunter gefahren. Die letzten verbliebenen Möglichkeiten zur 
sogenannten separativen Schulung (Spezialschulungen in kleinen Klassenverbänden / Integrationsklassen) 
sollen nun durch eine Kürzung von einer Million Franken weiter geschwächt werden. Als Grund werden sinkende 
Schülerzahlen angegeben. Allerdings ist der Prozess zur Anforderung verstärkter Massnahmen kompliziert und 
es ist nicht erwiesen, dass die Nachfrage nach verstärkten Massnahmen nicht wieder ansteigen wird. Die 
Erfahrung anderer Kantone zeigt, dass neben der Integrativen Schule weiterhin ein ausreichendes Angebot an 
separierter Schulung bereit gestellt werden sollte. Es wäre nicht zielführend, wenn bewährte Institutionen wegen 
einer kurzfristig nachlassenden Nachfrage geschlossen werden müssten, um sie dann später wieder aufbauen zu 
müssen. Überdies hat der Regierungsrat bei der Einführung der integrierten Schulung versprochen, dass 
mindestens ebenso viele finanzielle Mittel in die neuen sonderpädagogischen Stützungsmassnahmen fliessen 
werden, wie im alten System notwendig waren. Falls Mittel durch den Abbau der separativen Schulung als 
längerfristiger Trend frei werden, sollen diese vollumfänglich in den Regelunterricht fliessen. Dies könnte 
kurzfristig durch eine Umwidmung in die Regelklassen geschehen. Bis zur nächsten Budgetierung können Wege 
gefunden werden, um dies permanent zu erreichen. 
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